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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Am 1.1.2007 ist das Gesetz �ber elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensre-

gister (EHUG) in Kraft getreten. Die wesentlichen Neuerungen des Gesetzes, das als wichtiger Schritt zur Beschleunigung

von Handelsregistereintragungen und gr�ßerer Transparenz begr�ßt wurde, hat Schlotter im „Betriebs-Berater“ 1/2007

dargestellt. Nach nunmehr einem Jahr Erfahrungen in der Praxis nimmt er in seinem aktuellen Beitrag eine erste Be-

standsaufnahme vor.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen

BGH: Haftung des faktischen und des

zuk�nftigen Aktion�rs wegen Empfangs

verbotener Leistungen

Der BGH hat mit Urteil vom 13.11.2007 – XI ZR

294/07 – entschieden, dass Schuldner des An-

spruchs gem�ß § 62 Abs. 1 S. 1, § 57 Abs. 1 S. 1

AktG auch der faktische Aktion�r ist, der, wirt-

schaftlich betrachtet, eine Aktion�rsposition be-

kleidet und als Treugeber die Aktien durch einen

anderen halten l�sst. Auch zuk�nftige Aktion�re

k�nnen in Anspruch genommen werden, wenn

zwischen der verbotswidrigen Leistung und dem

Erwerb der Aktien ein enger sachlicher und zeitli-

cher Zusammenhang besteht und die Leistung

mit R�cksicht auf die k�nftige Aktion�rseigen-

schafterfolgt.

Dazu demn�chst der Entscheidungsreport

von K�nig, RA, G�rg Rechtsanw�lte, K�ln.

BGH: Zur widerleglichen Vermutung der

Kenntnis einer finanzierenden Bank von

der sittenwidrigen �berteuerung des

Kaufpreises

Mit Urteil vom 23.10.2007 – XI ZR 167/05 ent-

schied der BGH wie folgt: Die sittenwidrige �ber-

teuerung des Kaufpreises eines finanzierten Ob-

jekts f�hrt f�r sich genommen auch im Falle einer

institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen

finanzierender Bank und demVerk�ufer oder Ver-

treiber des Objekts nicht zu einer widerleglichen

Vermutung, die finanzierende Bank habe von der

sittenwidrigen �berteuerung Kenntnis gehabt.

Eine solche Vermutung kommt nur im Falle einer

arglistigenT�uschung in Betracht.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-117-1

BGH: Unzul�ssigkeit eines Musterfest-

stellungsantrags nach Berufungseinlegung

im Hauptsacheverfahren

MitBeschluss vom3.12.2007– II ZB15/07– f�hrte

der BGHwie folgt aus: Ein Musterfeststellungsan-

trag ist nach § 1 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 S. 2 KapMuGwe-

gen Entscheidungsreife des Hauptsacheverfah-

rens zur�ckzuweisen, wenn der Tatsachenstoff

hinreichend gekl�rt ist und die Entscheidung des

Hauptsacheverfahrens nicht von einer Rechtsfra-

ge abh�ngt, die in dem Musterfeststellungsan-

tragals Feststellungsziel genannt ist. Ein imersten

Rechtszug gestellter Musterfeststellungsantrag

wird unzul�ssig, wenn das Hauptsacheverfahren

nach Einlegung der Berufung gegen das klageab-

weisende Urteil nicht mehr im ersten Rechtszug

anh�ngig ist. Denn einMusterfeststellungsantrag

kanngem�ß§ 1Abs. 1 S. 1 KapMuGnur imersten

Rechtszuggestelltwerden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-117-2

OLG M�nchen: Zwangsvollstreckung aus

Beschluss �ber Verpflichtung zur

Einsichtgew�hrung

Das OLG M�nchen entschied mit Beschluss vom

4.1.2008 – 31 Wx 082/07 wie folgt: Im Vollstre-

ckungsverfahren nach § 888 ZPO zur Erzwingung

eines dem Gl�ubiger nach § 51b GmbHG zuge-

sprochenen Informationsanspruchs ist der Ein-

wand, der Gl�ubiger habe nachtr�glich seine Ge-

sellschafterstellung verloren und der Informa-

tionsanspruch stehe ihm nicht mehr zu, un-

beachtlich. Insoweit steht dem Schuldner der

Rechtsbehelf des Vollstreckungsgegenantrags

analog § 767 ZPO zur Verf�gung. Das gilt auch f�r

anderematerielle Einwendungen gegen den titu-

lierten Anspruch mit Ausnahme des Erf�llungs-

einwands. In dem Verfahren entscheiden das

Landgericht und im Beschwerderechtszug das

Oberlandesgericht als Gerichte der freiwilligen

Gerichtsbarkeit. F�r eine Zulassung der Rechtsbe-

schwerde zumBundesgerichtshof ist keinRaum.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-117-3

OLGM�nchen:WirksameVerj�hrungsklausel

inAGBeinesVersicherungsvertretervertrags

Das OLG M�nchen urteilte am 12.12.2007 – 7 U

3750/07 – wie folgt: In einem vom Unternehmer

verwendeten Versicherungsvertretervertrag h�lt

die Klausel, nach der die Verj�hrungsfrist f�r An-

spr�che der Vertragsparteien abweichend von

§ 88 HGB (a.F.) ein Jahr betr�gt und die Frist mit

dem Ende des Jahres, in dem der Anspruch ent-

standen ist, zu laufen beginnt, aufgrund der

konkreten Vertragsgestaltung, die dem Versiche-

rungsvertreter weder einen Kunden- noch einen

Gebietsschutz einr�umt, und der ge�bten Ver-

tragspraxis (regelm�ßige �bermittlung der Pro-

visionsabrechnungen und der Kopien der Versi-

cherungspolicen), der Inhaltskontrolle nach

§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB stand.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-117-4

Gesetzgebung
Gesetzentwurf zum Internationalen

Gesellschaftsrecht auf dem Weg – Ende der

Sitztheorie steht bevor

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries hat am

7.1.2008 einen Gesetzentwurf zum Internationa-

len Gesellschaftsrecht auf den Weg gebracht. In

der Rechtspraxis wurde bislang an den tats�ch-

lichen Verwaltungssitz der Gesellschaft und das

dort geltende Recht angekn�pft (sog. Sitztheo-

rie). Dies soll sich zuk�nftig – in Anlehnung an die

europarechtlichenVorgaben–wie folgt �ndern:

– Gesellschaften, Vereine und juristische Perso-

nen unterliegen dem Recht des Staates, in

dem sie in ein �ffentliches Register eingetra-

gen sind (Gesellschaftsstatut);

– das Verfahren der Umwandlung einer Gesell-

schaft richtet sich k�nftig nach dem Recht des

Gr�ndungsstaates;

– die Gesellschaft kann unter Wahrung ihrer

Identit�t dem Recht eines anderen Staates un-

terstellt werden, wenn die betroffenen Rechts-

ordnungen dies zulassen (grenz�berschreiten-

der Rechtsformwechsel).

Der Gesetzentwurf wurde den L�ndern, Fach-

kreisen und Verb�nden zur Stellungnahme �ber-

sandt. Eine Beschlussfassung im Kabinett ist f�r

das Fr�hjahr 2008 beabsichtigt.

Dazu demn�chst ein �berblicksbeitrag von

Schneider, RA, Osborne Clarke, K�ln.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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